
§§ 91, 97, 869 ZPO; § 96 ZVG.
Sind außergerichtliche Kosten im Zwangsversteige­

rungsverfahren erstattungsfähig?
BG Leipzig, Beschl. vom 16. Januar 1953 — 3 T 37/52.
In dem zum Zwecke der Aufhebung einer Miterbengemein­

schaft durchgeführten Zwangsversteigerungsverfahren hatte 
die Antragstellerin gegen den der Antragsgegnerin erteilten 
Zuschlag sofortige Beschwerde eingelegt. Im Beschwerdever­
fahren war von der Antragsgegnerin in eingehenden Schrift­
sätzen zur Beschwerde Stellung genommen worden. Bevor eine 
Entscheidung erging, nahm die Antragstellerin die Beschwerde 
zurück. Der daraufhin von der Antragsgegnerin gestellte An­
trag, der Antragstellerin die außergerichtlichen Kosten des 
Beschwerdeverfahrens aufzuerlegen, wurde zurückgewiesen.

G r ü n d e :
Der Antrag der Antragsgegnerin, der Beschwerde­

führerin die außergerichtlichen Kosten des Beschwerde­
verfahrens aufzuerlegen, wird zurückgewiesen, da im 
dritten Abschnitt der Kostenordnung über die Ge­
bühren im Verfahren der Zwangsversteigerung von 
Gegenständen des unbeweglichen Vermögens (§§ 128 
bis 137) die Erstattung außergerichtlicher Kosten nicht 
vorgesehen ist, es also insoweit an einer gesetzlichen 
Grundlage für die Erstattungsfähigkeit solcher Kosten 
fehlt. Diese Entscheidung ergeht gebührenfrei.

(Mitgeteilt von Dr. L ü 11 g e, Delitzsch)

A n m e r k u n g :
Mit dieser Entscheidung versucht das BG Leipzig, 

ein in den §§ 91 ff. ZPO verankertes verfahrensrecht­
liches Grundprinzip zu negieren; es trifft die erstaun­
liche Feststellung, daß der im Verfahren über die Zu­
schlagsbeschwerde unterlegenen Partei — und dieser 
steht die Partei gleich, die die Beschwerde zurück­
genommen hat — die Kosten, einschließlich der not­
wendigen außergerichtlichen, nicht auferlegt werden 
könnten, weil es an einer Rechtsgrundlage dafür 
mangele. Richtig ist allerdings, daß man hierüber in 
der K o s t e n o r d n u n g  nichts finden wird, ebenso­
wenig wie, was das Prozeßverfahren selbst betrifft, 
über die Frage der Kostentragung und der Erstattungs­
pflicht im Verhältnis zwischen den Parteien im Ge­
r i c h t s k o s t e n g e s e t z  etwas gesagt ist. Daß diese 
Fragen vielmehr in den Verfahrensgesetzen selbst 
geregelt sind, während die Kostengesetze lediglich die 
gebührenpflichtigen Prozeßhandlungen, die Höhe der 
Gebühren und den Gebührenanspruch des Staates be­
treffen, sollte dem Beschwerdesenat des BG Leipzig 
nicht unbekannt sein.

Auf der Grundlage der Verfahrensgesetze aber be­
steht kein Zweifel, daß hinsichtlich der Kosten für 
die Zwangsversteigerung, die nichts anderes ist als 
ein Stück Zwangsvollstreckung und die nur aus Zweck­
mäßigkeitsgründen nicht in das 8. Buch der Zivilpro­
zeßordnung aufgenommen wurde, das gleiche gilt wie 
sonst in der Zwangsvollstreckung. Lediglich um zum 
Ausdruck zu bringen, daß das Zwangsversteigerungs­
gesetz als Teil der Zivilprozeßordnung anzusehen ist 
und deren allgemeine Vorschriften auch in der Zwangs­
versteigerung gelten, ist § 869 in die ZPO aufgenom­
men worden. Somit gilt § 788 in Verbindung mit 
§§ 91 ff. ZPO auch für die Zwangsversteigerung, und 
aus § 97 Abs. 1 ZPO, der durch den ein allgemeines 
Prinzip aussprechenden § 515 Abs. 3 ZPO zu ergänzen 
ist, ergibt sich eindeutig, daß die Kosten im vor­
liegenden Fall der beschwerdeführenden Antrag­
stellerin aufzuerlegen waren; inwieweit das die Er­
stattungspflicht für außergerichtliche Kosten bedeutete,

hing, wie stets, von der Frage der Notwendigkeit 
der Kostenaufwendung ab, die g g f .  im Kostenfest­
setzungsverfahren an Hand des § 91 ZPO zu entschei­
den war.

Zu allem Überfluß enthält auch das ZVG gerade 
für den hier gegebenen Fall der Zuschlagsbeschwerde 
eine besondere Bestimmung in § 96 ZVG, die die An­
wendung der Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
über die sofortige Beschwerde, soweit das ZVG keine 
besonderen Vorschriften enthält, ausdrücklich anord­
net, und das schließt die Bestimmungen über die 
Kosten als Teil der allgemeinen Vorschriften über die 
Beschwerde naturgemäß ein.

Die Entscheidung ist somit ein krasser Fehlschlag.
Prof. Dr. N a t h a n
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*
Druckfehlerberichtigung

In NJ 1953 Heft 18 S. 598, rechte Spalte, muß es in der 6. Zeile 
von oben statt „§ 369“ richtig heißen: 8 396.

Die Redaktion bittet, bei Einsendung von Beiträgen 
für die „Neue Justiz“ darauf zu achten, daß die Manu­
skripte — wenn möglich, in zwei Exemplaren — ein­
seitig und zweizeilig beschrieben und mit ausreichendem 
Redigierrand versehen sind.
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